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Aus der Redaktion
Liebe Leserinnen und liebe Leser,

herzlich willkommen zu einer 
weiteren zone210. Wir haben 
uns, bedingt durch die lästige 
Corona Pandemie, im ver- 
gangenen Jahr mit dem Druck 
neuer Ausgaben zurückgehalten. 

Viele von Euch sind in Kurzarbeit 
oder Homeoffice oder gleich in 
beides geschickt worden. 

Weil die Werft in Hamburg entspre-
chend leergefegt war, gab es 2020 
keine Ausgabe der zone210. 

Mittlerweile haben sich viele 
Neuigkeiten und aktuelle Nach- 
richten durch Flugblätter und 
Aushänge von uns verbreitet. 
Übrigens hat  z.B. das Flugblatt zur 
Liegezeit des Lukaschenko Fliegers 
für viel positive Resonanz gesorgt. 

Vielen Dank auch noch an die 
HAM T/ZO Leitung, die es den 

Mitarbeitern freigestellt hat, 
an dem Flugzeug zu arbeiten. 
Es gab anscheinend keinerlei  
Repressalien gegenüber Kolleg*in-
nen die aus politischer Überzeu-
gung lieber nicht an dem Fluggerät 
eines solchen Kunden arbeiten 
mochten. 

Um nicht in Vergessenheit zu ge-
raten und Euch ebenfalls eine Lek-
türe für die graue Jahreszeit zu 
gestalten, haben wir uns zu dieser 
aktuellen Ausgabe entschlossen. 

Ihr findet wie gewohnt, Brand- 
aktuelles ebenso wie Interessantes 
aus dem vergangenen Jahr in dieser 
Ausgabe.

Viel Spaß beim Lesen,
Euer zone210 Team
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Homeoffice - Fluch oder Segen?
Seit März 2020 arbeiten viele 
von Euch im häuslich geschütz-
ten Bereich, umgangssprachlich 
„Homeoffice“. Wir übernehmen 
hier mal den Begriff, besonders 
weil wir auch noch andere  
Begriffe genauer betrachten und 
voneinander abgrenzen wollen, wie 
Telearbeit und mobile Arbeit.
 
Viele von euch empfinden das 
Homeoffice erstmal als eine gute 
Lösung. Es spart Arbeitswege,  
Arbeit und Privatleben lassen 
sich eventuell besser mitein-
ander vereinbaren oder geben 
uns mehr Spielraum. Je nachdem 
wie die Situation zuhause ist, hat 
man eventuell auch mehr Ruhe 
zum Arbeiten und mehr Zeit- 
souveränität. Und natürlich hilft 
es die Kontakte zu minimieren. In 
Zeiten der Pandemie ist dies auch  
unbedingt erforderlich, nicht nur für  
Menschen die im Homeoffice  
arbeiten. Was aber im März 2020 
hektisch, überstürzt und ohne 
weitere Regeln oder Schutzmaß- 
nahmen begann, hat mittlerweile 
nicht mehr unbedingt die 
Berechtigung dazu einfach so  
fortgeführt zu werden.

In diesem Artikel soll es um eine 
Auseinandersetzung aus Arbeitneh-
mersicht gehen. Es geht darum, dass 
wir uns Erfahrungen aus der Pande-
mie zunutze machen, um später bei 
der Diskussion um mobiles Arbeiten 
die richtigen Forderungen stellen zu 
können.

Dazu erstmal die Klärung der Be-
grifflichkeiten. Auch ohne Pande-
mie unterscheiden wir im Betrieb 
zwischen zwei Varianten, die ein 
Arbeiten von zuhause aus für  
ArbeitnehmerInnen, die in einem 
Tarifvertrag angestellt sind, ermögli-
chen. Telearbeit und Mobile Arbeit. 
Beides ist per Betriebsvereinbarung 
(BV) geregelt. 

Telearbeit ermöglicht das Arbeiten 

von zuhause aus, wenn es betrieb- 
lich möglich ist. Dabei müssen vom 
Arbeitgeber alle Arbeitsschutz-
standards eingehalten werden. 
Man muss ein Arbeitszimmer und 
einen Arbeitsplatz nach gese- 
tzlichem Standard nachweisen, 
sowie auch Büromöbel und  
technische Ausstattung. Auch die  
Arbeitszeit (also wann im Betrieb 
und wann zuhause) hat bei Tele- 
arbeit ganz klar geregelt zu werden. 
Somit kann man für Telearbeit auch 
andere steuerliche Vergünstigungen 
geltend machen.

Mobile Arbeit gibt es per BV bei 
Lufthansa Technik erst seit Mai 
2020. Verhandelt wurde diese BV 
kurz vor Corona, ist aber durch  
Corona noch nicht zur Anwendung 
gekommen. Mobile Arbeit grenzt 
sich ganz klar von Telearbeit ab. Es 
bedarf nicht den Nachweis eines 
Arbeitsplatzes analog zur Tele- 
arbeit. Aus diesem Grund gilt  
mobile Arbeit auch nur für kurze  
Arbeiten von zuhause ( z.B. eine Tele-
fonkonferenz am Abend), zeitlich 
beschränkt auf maximal einen 
Tag in der Woche, bzw. 52 Tage im 
Jahr. Auch die mobile Arbeit muss 
im Betrieb vorher angemeldet und 
genehmigt werden.

Für das Arbeiten im Homeoffice 
während der Pandemie wurden 
alle ArbeitnehmerInnen, denen es  

betrieblich möglich war von  
zuhause aus zu arbeiten, mit dem 
Laptop unter dem Arm dorthin  
geschickt. Ohne weitere Rege- 
lungen. Teilweise konnte der Eine 
oder die Andere noch Hardware mit 
einpacken, die für die Ausführung 
der jeweiligen Tätigkeiten notwen-
dig waren (Signaturkarte, Headset, 
etc.). Zusätzliche Bestellungen von 
Hardware oder Büromöbeln, die 
das Arbeiten von zuhause aus ver- 
einfachen, waren vielleicht im 
Einzelfall möglich, grundsätzlich 
war dies aber nicht geregelt.

Mittlerweile hat es sich gesetzlich 
und auch innerbetrieblich ein klein 
Wenig geändert.

So, das wars auch schon.

Sicherlich kann man im Falle der 
Pandemie einige Augen zudrücken 
und das haben wir als ver.di und 
als Betriebsrat (BR) auch getan. 
Aber mittlerweile reden wir über 
Zeiträume, wo einige Gegebenhei- 
ten im Homeoffice Menschen lang-
fristig stark zu schaffen machen 
können und wir euch deshalb für 
einige Unterschiede sensibilisieren 
möchten. Denn es ist nicht alles 
Gold was Homeoffice ist. Niemand 
kann absehen, wann wir wieder an 
unseren Arbeitsplatz zurückkeh-
ren können und was ist eigentlich 
mit der Zeit nach der Pandemie?  
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Einige Arbeitgeber haben schon 
den Taschenrechner angeschmissen 
und bekommen leuchtende Augen 
bei den ganzen Miet- und Arbeits- 
platzkosten, die sie so vermeintlich 
sparen können. Also einfach alle 
nach Hause schicken, für immer?

Einige feine Unterschiede, über die 
man vielleicht im Sinne eines kurz-
fristigen Krisenmanagements hin-
wegsehen kann, die aber immer 
mehr Bedeutung bekommen, je 
länger wir mit einem improvisierten 
Arbeitsplatz zuhause auskommen 
müssen, sind: fehlende Arbeits- 
zimmer, fehlende Ausstattung,  
fehlendes (stabiles) Internet,  
fehlende Ruhe, fehlende Begren- 
zung der Arbeitszeitlage und -dauer, 
fehlende Erholungsphasen, parallele 
Kinderbetreuung oder Home- 
schooling, Arbeitsverdichtung und  
ganz besonders fehlende Ab-
grenzung zwischen Arbeit und Frei-
zeit (wenn beides irgendwie dau-
ernd ineinander übergeht und man 
ständig erreichbar sein soll).

Bei dieser Aufzählung sind natürlich 
auch pandemiegetriebene Extra- 
belastungen im Paket. Denn auch 
in Lockdown 2 sollen Eltern weiter-
hin arbeiten und parallel Kinder-
betreuung und Homeschooling 
absolvieren. Natürlich trifft dieses 
nicht nur die Menschen im Home- 
office. Sie betreffen alle Arbeitneh-
mer*innen mit Kindern, in unter-
schiedlicher Ausprägung. Wo die 
Einen zwischen Homeoffice und 
Homeschooling jonglieren müssen 
und mittlerweile alle Belastbarkeits-
grenzen überschritten haben, sollen 
Andere an ihrem Arbeitsplatz (auch 
im Schichtbetrieb) erscheinen und 
gleichzeitig die Kinder betreuen 
und unterrichten. Sehr interessanter 
Ansatz.

Seit Anfang des Jahres gibt es zwar 
die Möglichkeit mehr Kind-Krank-
Tage einzureichen, auch für Kinder- 
betreuung (pro Elternteil und 
Kind jetzt 20 Tage, für Alleinerzie-
hende 40 Tage), aber diese sind 
auch schnell aufgebraucht und 

was dann? Urlaub nehmen? Un-
bezahlten Sonderurlaub nehmen? 
Richtige Lösungen gibt es für alle 
nicht.

Nach dem Exkurs in die Proble- 
matik der Kinderbetreuung schauen 
wir jetzt noch mal auf generelle  
Erfahrungswerte mit dem Home- 
office.

Mobil Beschäftigte arbeiten deutlich 
häufiger unbezahlt für ihren Arbeit-
geber und müssen auch außerhalb 
der Arbeitszeit oft erreichbar sein.

Dauerhafter Standby Modus führt 
zu Stress und Gesundheitsbe- 
lastungen.

Im Team kreativ Dinge zu entwickeln 
ist, ausschließlich online, nicht 
möglich. Das Arbeiten von zuhause, 
alleine hemmt das kreative Arbeiten 
im Team.

Ein Küchentisch ist kein Arbeitsplatz 

und das Sofa ist kein ergonomischer 
Bürostuhl. 

Spätestens jetzt wird klar, der  
Arbeits- und Gesundheitsschutz 
muss auch bei mobiler Arbeit 
gelten, damit Beschäftigte vor  
Entgrenzung, Überlastung und  
gesundheitsgefährdenden Arbeits- 
bedingungen geschützt werden. 

Bereits existierende, weitreichende 
Gefährdungsbeurteilungen helfen 
hier. Es braucht aber auch Gesetze.

Die Gewerkschaft diskutiert mobile 
Arbeit schon lange, unabhängig 
von einer Pandemie mit Home- 
office-Pflicht. Deshalb gibt es 
auch schon gute Ideen und Forde- 
rungen für mobile Arbeit, die sich 
sehr konkret mit notwendigen 
kollektiven Regelungen (Tarifverträ-
gen oder betrieblichen Regelungen) 
auseinandersetzen:

Geleistete Arbeitszeit ist immer 
zu vergüten, egal wo sie geleistet 
wurde. Genauso braucht es Tarif- 
verträge, die ganz klar Zeiten der 
Nichterreichbarkeit und den Schutz 
der Erholung von Arbeit regeln.

Arbeitszeit muss für die Be- 
schäftigten planbar und auch nach 
deren eigenen Interessen und 
Bedürfnissen beeinflussbar und  
gestaltbar sein.

Die Anwendung des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes, die 
Gewährleistung des betrieb- 
lichen Datenschutzes und Fragen 
der Haftung beziehungsweise 
Haftungsbeschränkungen müssen 
geregelt werden.

Und der wichtigste Punkt bleibt die 
Freiwilligkeit.

Viele Beschäftigte wollen zwar auch 
nach der Krise gerne von Zuhause 
arbeiten, aber eben nur zeitweise – 
und ihren betrieblichen Arbeitsplatz 
nicht dafür aufgeben. Es darf also 
keine dauerhafte ‚entweder-oder‘ 
Entscheidung gefällt werden.
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United we stand - divided we fall!
Wir haben uns in den Werkstätten 
umgehört und bei vielen Gesprächen 
feststellen müssen, dass unsere  
kürzlich beschlossenen tariflichen 
Zugeständnisse im Zusammenhang 
mit den teils gewaltig hohen tarif- 
lichen Aufstockungen der Piloten- 
gehälter diskutiert wurden.

Hintergrund der Debatte ist ein, auf 
eBase unter dem Titel “Das können 
wir unseren Piloten nicht zumuten”, 
veröffentlichtes Interview, welches 
Carsten Spohr der Welt am Sonntag 
gegeben hat.

Selbstverständlich sind die kurzfris- 
tige Einbehaltung des Weihnachts-
geldes und die noch folgenden  
finanziellen Einschnitte schmerzlich. 
Doch auch wir haben mit dem aktu-
ellen Tarifabschluss einen sehr guten 
Aufstockungsbetrag erreichen kön-
nen. Zwar nicht mehr 90% wie vor-
her, aber 87% für alle und das bei 
derselben Berechnungsgrundlage, 
also inklusive der Schichtzuschläge!

Die Tarifkommission hat energisch 
und vehement gegen allzu große 
Einschnitte gekämpft, aber die Mit-

glieder haben bei der Abstimmung 
über die Annahme des Krisen- 
paketes zumindest anders ent- 
schieden, als es die Hamburger  
Vertreter*innen der Tarifkommis-
sion erwartet hatten. Also bei  
einem echten demokratischen Pro-
zess ist ein Ergebnis entstanden. 

Bei den Piloten verhält es sich im 
Grunde wenig anders. Sie haben 
aufgrund der Krise Tarifabschlüsse 
die sowohl schmerzliche, als auch 
sichernde Faktoren haben. Und 
genauso wie wir, haben unsere Kol-
leginnen und Kollegen im Cockpit, 
natürlich ein Anrecht auf die Einhal-
tung ihrer Tarifverträge. 

Ein kleiner Unterschied besteht  
jedoch. Sie haben, dank ihres  
gewerkschaftlichen Organisations-
grades von über 90%, über Jahre 
hinweg, durchaus vorzeigbare Tarif- 
abschlüsse erreicht und auch in der 
Krise konnten sie eine gute Auf-
stockungsregelung erreichen. Ergo 
gibt es keinen Grund, dieser Berufs-
gruppe ihr Recht auf ihre tariflich 
geschuldete Vergütung abzuspre-
chen.

Dass Herr Spohr sich nun so aus-
drückt, als ob es ihm zu ver- 
danken sei, dass die Piloten teil-
weise sehr hohe Aufstockungs- 
beträge erhalten und etwas  
Anderes ihnen nicht zuzumuten 
sei, halten wir für ein geschicktes 
Stilmittel, das lediglich dazu dient, 
die Belegschaft zu spalten und eine 
Neiddebatte zu entfachen. 

Wenn wir uns untereinander  
streiten, haben wir eben weniger 
Ressourcen uns klar zu machen, 
dass es der Arbeitgeber ist, von dem 
die Angriffe auf uns alle kommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
letztlich läuft es immer auf das-
selbe hinaus: Nur mit einem hohen  
Organisationsgrad, also vielen  
Gewerkschaftsmitgliedern, sind 
wir eine kampfstarke Belegschaft, 
die den Angriffen des Arbeitgebers  
etwas entgegensetzen kann.

Also, organisiert euch!

Solidarische Grüße,
eure ver.di Vertrauensleute

Der Lohnsteuerservice von ver.di
Der ver.di Lohnsteuerservice ist eine 
der beliebtesten Mitgliederleistun-
gen. Oft haben die Mitglieder mit der 
kostenlosen Erstellung der Steuer-
erklärung den Mitgliedsbeitrag 
eines Jahres schon wieder heraus-
geholt. 

6129 Lohnsteuerberatungen haben 
die ehrenamtlichen ver.di Lohn-
steuerberater*innen in Hamburg 
zwischen dem 01.09.2018 und 
31.08.2019 durchgeführt. Über 
vier Millionen Euro zu viel gezahlter 
Steuern erhielten die Mitglieder 
dadurch zurück. Die Beratungster-
mine waren so stark nachgefragt, 
dass es teilweise bei der Terminver-
gabe zu langen Wartezeiten kam. 

Die Gewerkschaft wird daher die 
Schulung der ehrenamtlichen Lohn-
steuerbeauftragten erweitern und 
hofft auf rege Beteiligung.  

Aufgrund der aktuellen Corona 
Lage gibt es die Lohnsteuerbera-
tung aktuell nur online. 

Gerade in diesem Jahr ist  das  
Thema der Steuererklärung bri- 
santer denn je. Durch zum Beispiel 
Kurzarbeit oder auch Homeoffice 

ergeben sich einerseits rechtliche 
Verpflichtungen und andererseits 
auch zusätzliche Möglichkeiten was 
man absetzen kann.

Weitere Informationen findest du 
unter der Webseite:

lohnsteuer-hh.service-verdi.de 
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Die Pandemie und das Arbeitsleben
Liebe Leserinnen und Leser, 
aufgrund der sich stetig ändernden 
Situation weisen wir ausdrücklich 
darauf hin, dass in diesem Artikel 
beschriebene Fakten und Analysen 
auf unserem Kenntnisstand zum  
Redaktionsschluss am 16.02.2021 
beruhen. Zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung dieser Zeitung ist 
unklar, wie lange die Krise noch 
dauern wird. 

Einleitung

Die wirtschaftlichen Folgen sind 
bereits jetzt spürbar. Das Corona-
virus (SARS-CoV-2) und die Muta-
tionen haben sich inzwischen auf 
allen Kontinenten ausgebreitet. 
Aktuell gibt es laut Robert Koch 
Institut in Deutschland 2.342.843 
Fälle und 65.604 Todesfälle. 

Anfang 2020 überschlugen sich 
die Ereignisse, es wurden etliche 
Maßnahmenpakete durch die Re-
gierung beschlossen und zum Som-
mer hin gab es etwas Entspannung 
im Alltag. Allerdings wirkten sich 
die Reisebeschränkungen massiv 
auf den Luftverkehr aus. Es wurde 
im großen Stil Kurzarbeit einge-
führt und die Voraussetzungen 
dafür durch die Regierung erleich-
tert. Seit November gilt wieder der 
Lockdown und dieser wird noch bis 
mindestens zum 07.03.2021 fort- 
geführt. Weiterhin gibt es in- 
zwischen mehrere Impfstoffe, die 
weltweit zur Anwendung gebracht 
werden.

Wir versuchen im Folgenden die 
Pandemie und ihre Folgen unter 
verschiedenen Gesichtspunkten 
zu beurteilen, nachdem wir am 
Anfang noch einmal kurz die Ent- 
wicklung seit letztem März zusam-
mengefasst haben. Dazu blicken 
wir sowohl auf die Luftfahrt und 
insbesondere die Lufthansa, als 
auch auf Aspekte wie das Arbeits-
recht und nicht zuletzt, da wir eben  
nicht neutral sind, versuchen wir als  

Gewerkschafter*innen eine poli- 
tische Analyse der Situation.

Auswirkungen auf die Luftfahrt 
und Lufthansa

Die Luftfahrt ist eine der am hef- 
tigsten getroffenen Branchen. Die 
International Air Transport Associa-
tion (IATA) hatte 2020 in Kalender- 
woche 10 prognostiziert, dass auf 
die Fluggesellschaften in dem Jahr 
weltweit Umsatzeinbußen von 100 
Milliarden Euro zukommen könnten. 
Das wäre ein Rückgang von knapp 
20 Prozent. Inzwischen gab der 
Verband bekannt, dass die Luft-
fahrtindustrie 2020 weltweit 118 
Milliarden US Dollar Verlust einge-
fahren hat.

Die Krise hat die verschiedenen 
Geschäftsbereiche der Luftfahrt 
verschieden hart, aber auch zeitlich 
verzögert, getroffen. Direkte Flug- 
streichungen und sinkende Aus-
lastung haben zuerst die Airlines 
betroffen. Lufthansa war hier im 
Vergleich zu vielen anderen Airlines 
aufgrund der hohen Anzahl von 
Flugzeugen in Eigenbesitz deutlich 
besser aufgestellt. Airlines mit zu 
hohem Leasing Anteil oder kom-
plett geleaster Flotte haben deut-
lich höhere laufende Kosten für 
die nicht fliegenden Flugzeuge. Im 
zweiten Quartal 2020 brach der 
Luftverkehr fast völlig zusammen. 
Man kann sich noch gut an den 
leeren Flughafen und die Stille in 
seiner Nähe erinnern. Startende 
Flugzeuge waren eine Besonderheit. 

Für die Lufthansa Technik als MRO 
hat die Auswirkung der Krise zeitlich 
versetzt begonnen. Gerade die Ein-
lastung von Geräten oder Trieb- 
werken ist in hohem Maße ab- 
hängig von Flightcycles bzw. Flight-
hours, daher kam der Arbeits- 
ausfall ca. 2 Monate später als bei  
unseren fliegenden Kolleginnen 
und Kollegen oder zum Beispiel 
dem Flughafenpersonal.

Inzwischen sind die Maßnahmen 
zur Verhinderung weiterer Infek- 
tionen zum Alltag geworden. 
Bei uns wirkt sich das durch das  
Arbeiten in getrennten Schich-
ten sowie im häuslich geschützten 
Bereich aus. Dieses Thema wird 
detailliert im Artikel “Homeoffice 
- Fluch oder Segen” auf Seite 2  
behandelt. Die in vielen Bereichen 
verbreitete Kurzarbeit ist dagegen 
eine Anpassung an die wirtschaft- 
liche Situation.

Politische Einordnung

Das Virus hält sich weder an mensch- 
engemachte Gesetze noch an von 
Menschen gezogene Grenzen,  
allerdings ist die Krise trotzdem 
nicht systemunabhängig. Somit 
müssen wir, als lohnabhängig Be-
schäftigte, es auch dementsprech-
end einordnen. 

Die „Regeln des Marktes“ werden 
im Krisenfall nicht ausgesetzt und 
das kapitalistische Wirtschafts- 
system, egal wie man es nun fin- 
det, läuft weiter wie gehabt. So 
ist es zum Beispiel zutiefst janus- 
köpfig, wenn Politiker*innen die 
eben dieses marktradikale System 
vertreten, sich geheuchelt darüber 
aufregen, dass bei eBay und ähn-
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lichen Plattformen die Preise für 
Schutzmasken und Desinfektions- 
mittel in die Höhe schnellen. 
Dabei haben wir es doch alle in 
der Schule so gelernt – „Angebot 
und Nachfrage bestimmen den 
Preis“ und „Der Markt regelt das“. 
Das „Geschäft mit der Angst“ 
wird ironischerweise auf einmal 
verteufelt. Teile der bürgerlichen  
Presse werden für ihr Geschäft 
mit der Angst spannenderweise  
weniger kritisiert als ein kleiner  
eBay-Händler der zur rechten Zeit 
ganz marktkonform erkannt hat, 
dass es zum Beispiel gerade einen 
erhöhten Bedarf an Schutzmasken 
gibt. Dabei geht es nicht nur ums 
Geschäft mit der Angst, es geht 
auch ums Geschäft ohne Angst, 
eben vor allem ums Geschäft. So 
lag der Mangel an Schutzmasken 
zu Krisenbeginn zum Beispiel in  
erster Linie nicht daran, dass ein  
paar Hamsterkäufer diese über-
teuert bei eBay weggekauft haben, 
sondern daran, dass sämtliche Vor-
räte aus Deutschland nach China 
verkauft wurden, als vor einigen 
Monaten dort ein guter Markt dafür 
war. 

Die Gesundheitssysteme sind ka-
putt gespart, jahrelange neolibe- 
rale Kürzungspolitik und fetisch- 
artige Verehrung der „schwarzen 
Null“ (Grüße an Olaf Scholz) ha-
ben zu einer Situation geführt, 

in der überlastetes Personal, ein  
Mangel an Krankenhausbetten  
sowie Ausrüstung und Medikamen- 
ten, an der Tagesordnung sind 
und zwar ganz ohne Corona. 
Die Situation in neokolonialen Län-
dern, in denen nie ein vernünfti- 
ges Gesundheitssystem existierte, 
ist natürlich noch gefährdeter. 

Die Weltwirtschaft steckt zwar im-
mer mal wieder in der Krise und 
ist von Instabilität geplagt. Zuge-
geben, in einem Land mehr als im 
anderen, die deutsche Wirtschaft 
hingegen befand sich zuletzt eher 
im Aufschwung. Doch auch hier 
sind die Profiteure einige Wenige 
und eine wachsende Masse an 
Menschen befindet sich in aty-
pischen und prekären Arbeitsver-
hältnissen, hat Angst vor Altersar-
mut und kann die stetig steigenden 
Mieten nicht mehr bezahlen. Nach-
dem die Weltwirtschaft also seit 
einer ganzen Weile am Abgrund 
balanciert, könnte Corona nun der 
Auslöser sein, der sie in die nächste 
Rezession treibt.

Der Ölpreis hatte bereits am 09. 
März 2020 mit über 30 Prozent 
den größten Preisverfall seit dem 
Golfkrieg 1991. Am selben Morgen 
verlor der Deutsche Aktienindex 
DAX zum Handelsstart 7,4 Prozent 
und lag bei 10.690,08 Punkten. Seit 
dem Sommer haben sich allerdings 
die Kurse wieder stabilisiert und  
lagen Ende 2020 nach einem wei-
teren kleinen Einbruch im Oktober 
zum zweiten Lockdown über den 
Vorjahreswerten.

Es zeigt sich, dass das Virus an-
scheinend an den Werkstoren nicht 
vorbeikommt, denn es wird in vielen 
Betrieben weiterhin auf engstem 
Raum miteinander gearbeitet und 
fleißig für den allgemeinen Konsum 
produziert. Dabei ist es völlig egal, 
ob das „systemrelevant“ ist oder 
nicht, Hauptsache es gibt Gewinne. 
Es ist klar, dass viele Arbeitsplätze 
und Existenzen daran hängen, aber 
hier wäre die gesamte Gesellschaft 
gefordert eine Möglichkeit zu  

finden, wie man die Kontakte  
sinnvoll reduziert und dabei alle 
Bereiche gleich be- bzw. entlastet. 

Wirklich sinnvolle Konzepte zum 
Gesundheitsschutz gibt es bisher 
nicht. Wir stecken uns nicht mehr 
im Theater, im Kino oder im Restau-
rant an, diese sind seit Monaten 
geschlossen. Jetzt stecken wir uns 
in den Öffentlichen Verkehrsmitteln 
auf dem Arbeitsweg und auf der  
Arbeit an. 

Ein sehr gutes Beispiel ist ein 
aktueller Fall aus dem Airbus 
Werk in Hamburg Finkenwerder, 
bei dem 21 Kolleg*innen positiv 
getestet und 500 in Quarantäne 
geschickt wurden. Alle aus einer 
Schichtgruppe aus zwei Montage- 
hallen. Das ist seit langem der 
größte Ausbruch an einem einzel-
nen Ort. Dies scheint aber sowohl 
der Politik als auch der Wirtschaft 
egal zu sein, der Rubel muss weiter 
rollen. Es werden eher noch Wege 
gesucht, wie man das Arbeitsumfeld 
so gestaltet, dass man trotz Kontakt- 
verboten und Ausgangssperren so 
viele Menschen wie möglich am Ar-
beitsplatz versammeln kann.

Im krassen Gegensatz dazu stehen 
die, die schon seit Monaten in 
100% Kurzarbeit zu Hause sind. 
Diesen Menschen fehlen nicht nur 
die sozialen Kontakte zu den Kol-
leg*innen, sondern auch ein Teil 
ihres Einkommens.

Diese Gegensätze zeigen, dass 
nicht unser Gesundheitsschutz und 
die Bewältigung der Pandemie bei 
den Vorständen im Vordergrund 
stehen, sondern wie man in dieser 
Situation weiterhin im gewohnten 
Maße seine Gewinne maximieren 
oder sein Unternehmen möglichst 
schnell nach seinen Vorstellungen 
umgestalten kann. 

Das merken wir auch bei uns im  
Unternehmen: die Krise wird  
genutzt, um lange vorbereitete 
Pläne zur Restrukturierung und zum 
Personalabbau umzusetzen.



Keine Arbeit bei PD Engine
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die Corona Pandemie hat uns seit 
Jahresbeginn 2020 fest im Griff. Auf 
allen Informationswegen im Kon-
zern, sei es Aufsichtsrat, Konzern- 
Be t r i ebs ra t , Techn ik -Konze r n 
-Betriebsrat, Gesamt-Betriebsrat, ört- 
licher Mitbestimmung oder auch 
auf den virtuellen Betriebsversamm- 
lungen, wird die derzeitige Situa-
tion beschrieben.

Je nach Berichtswesen heißt es im 
Konzern, Cargo: gut, Technik und 
Lufthansa AG: hohe Kurzarbeit. 
Bei der LHT wird der Bereich VIP zu 
Recht mit Vollauslastung und 0% 
Kurzarbeit erwähnt. Allerdings gibt 
es in der LHT noch weitere Bereiche, 

wie zum Beispiel die PD Engine. Hier 
heißt es immer wieder: “Wenig bis 
keine Arbeit auf absehbare Zeit. 80-
90% der Kolleginnen und Kollegen 
sind in Kurzarbeit.” Das mag in 
einigen PD Engine Bereichen auch 
stimmen, jedoch hatte die Einheit  
T/EP 25 (zuständig für den GTF 1100 
in Halle 1) im ganzen Jahr 2020 Voll- 
auslastung. Lediglich 3 Tage im Sep-
tember waren von Kurzarbeit ge- 
prägt. Die Kolleg*innen sind sauer 
und das zu Recht. Sie haben es ver-
dient auch mal positiv erwähnt zu 
werden, schließlich haben sie 2020 
auch über die Feiertage gearbeitet 
und dabei z.B. das 100ste Trieb- 
werk ausgeliefert. Es werden 3 
kleine Eingriffe, sog. B-Events, zu 

einem A-Event oder auch Major 
Event gewertet, sodass in Summe 
deutlich mehr als die beschriebenen 
100 Triebwerke bearbeitet wurden. 

Auch in anderen Bereichen der PD 
Engine gibt es Arbeit, wenngleich 
die Auslastung dort sehr unregel- 
mäßig ist. Befremdlich ist, wenn der 
PD Leiter mutmaßlich nicht ausrei- 
chend berichtet, was in seiner Ein-
heit passiert und dann fehlende  
Informationen in der Berichtskas-
kade ihren Lauf nehmen. 

Die betroffenen Kolleg*innen 
würden sich sehr über etwas mehr 
Wertschätzung freuen, das kostet 
nichts, bewirkt jedoch viel. 

Was ist los bei PD Fleet Services?
Emmanuel ist gelernter Flug- 
zeugmechaniker und seit 1992 
bei der LHT in Köln (CGN) sta-
tioniert. Er ist CAT B1 und gleich- 
zeitig Vorsitzender des Betriebs- 
rates in CGN sowie Vorsitzender 
des Gesamtbetriebsrates (GBR), 
55 Jahre alt, verheiratet und hat 
ein Kind. Als eine Kölner Froh-
natur mit griechischen Wurzeln 
pendelt er derzeit zwischen 
Köln und Hamburg. Wir haben 
mit ihm über die aktuelle Situa-
tion bei der PD Fleet Services 
gesprochen.

Laut einem GBR-Newsletter 
wird das eigentliche Kernge-
schäft der Fliegerei bei Luft- 
hansa Technik offensichtlich 
abgeschafft. Emmanuel, was 
genau ist da los, wie beschreibst 
du die Situation?

Die ureigene Aufgabe von den am 
Boden beschäftigten Technikern ist 
es bisher gewesen, die Flugzeuge 
zu reparieren und lufttüchtig zu er-
halten. Genau diese Arbeit wird seit 
den Gründerzeiten der Lufthansa 
erfolgreich und zuverlässig durchge-

führt. Nicht nur die eigenen Flugzeu- 
ge, auch die von anderen Airlines 
wurden selbst an den entlegensten 
Ecken der Welt durch bestens qualifi- 
ziertes Wartungspersonal repariert. 
In Deutschland hat auf jedem 
Flughafen den die LH anflog, auch 
LH Personal für die sichere Wartung 
gesorgt, das war und ist bisweilen 
immer noch eines der Qualitäts-
merkmale und somit Aushänge- 
schild der Lufthansa. Damit wird 
künftig Schluss sein und die letzte 
Bastion, der ehemals als Vorzeige 
Zunft der Flugzeugtechnik, der 
Wartungstechniker fallen.

Das hört sich dramatisch an. 
Vielen unserer Leser*innen wird 

die Tragweite der Vorstands- 
entscheidungen noch gar nicht 
bewusst sein. Kannst Du bitte 
noch etwas ins Detail gehen?

Vorbei sein wird die Zeit, in der ein 
Lufthansa Pilot „mal eben“ ein-
en Lufthansa Techniker mit tech-
nischen Herausforderungen zu 
Höchstleistungen herausgefordert 
hat. Dieser Job wird zukünftig von 
Fremdfirmen durchgeführt werden, 
die auf teilweise dubiose Weise 
an ihre Wartungsverträge gekom-
men sind. Warum bedankt sich die 
neu gegründete „Ocean“ Airline 
bei der LHT explizit dafür, dass sie 
„freiwillig“ auf die lukrativen War-
tungsverträge verzichtet hat? Die 
anstehenden Arbeiten werden an 
eine Lufthansa AG Maintenance 
delegiert, obwohl sie uns, also der 
LHT, vertraglich zugesichert hat, 
sich ausschließlich den DLH Flug- 
zeugen zu widmen.

Wie begründet die Geschäftslei-
tung ihre Entscheidung? Nach 
unseren Informationen ist der 
Wartungsvertrag mit Ocean ja 
nicht das einzige Problem. Der 
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Wartungsvertrag für die Euro- 
wings wurde in HAM und DUS an 
die externe Firma Nayak verge-
ben. Das ganze in einer Zeit in 
der Cash-out vermeiden das 
Maß aller Dinge ist. Was passiert 
mit den Eurowings Wartungen, 
die seit kurzem in Düsseldorf 
und Hamburg nicht mehr weiter- 
geführt werden? Außerdem  
haben wir gehört, dass die LHT 
in Köln dem Kunden UPS gekün-
digt hat. 

Das Management von UPS hatte 
mit völligem Unverständnis zur 
Kenntnis nehmen müssen, dass 
die bisherige Zusammenarbeit, die 
für LHT mit hohen Qualifizierungs- 
kosten verbunden war, eventuell 
nicht weiter fortgeführt werden 
soll. Die LHT Wartungskolleg*innen 
sind mal wieder die Leidtragenden 
und werden, wenn sie nicht irgend-
wo anders in Deutschland unterge-
bracht werden wollen, wohl zur 
Konkurrenz wechseln müssen. Eins 

ist sicher, die Jobs werden weiterhin 
gemacht, die Bedingungen für die 
für immense Summen qualifizierten 
Kolleg*innen werden schlechter 
werden. Vor dem Hintergrund der 
gerade sehr kurzfristig abgeschlos-
senen Corona Krisenvereinbarung 
ist dies ein doppelter Schlag ins 
Gesicht. Man verzichtet zur Absich- 
erung des Arbeitsplatzes und der 
Aufstockung des Kurzarbeitergel-
des auf Vergütung, nur damit dann 
die Arbeit an andere Unternehmen 
geht. Wertschätzung und eine Aus- 
einandersetzung auf Augenhöhe 
geht anders. So wird nur die eigene 
Belegschaft weiter demotiviert und 
vor den Kopf gestoßen und die 
Krise lediglich aus der Sicht des Vor-
standes und der Aktionäre erfolg- 
reich bewältigt. 

Emmanuel, gibt es noch etwas, 
dass Du unseren Lesern gern 
mitteilen möchtest. 

Allerdings, ich bedanke mich 

für diese Frage. Ich möchte ab-
schließend ausdrücklich betonen, 
dass es mir sehr am Herzen liegt, 
die Kolleginnen und Kollegen der 
gesamten Technik zu vertreten. Mir 
liegt selbstverständlich das Gesche-
hen an den dezentralen Stationen 
wie ein Stein im Magen, jedoch 
auch die Situation um die insgesamt 
schrumpfende LHT bereitet mir 
schlaflose Nächte. Jede einzelne 
Kollegin oder jeder einzelne Kol-
lege, der aufgrund von Umstruktu-
rierung oder Einsparungswünschen 
der Geschäftsleitung zu leiden hat, 
ist einer zuviel. Es gibt für jedes 
Problem eine Lösung. Wir als GBR 
stehen mit Rat und Tat zur Seite und 
helfen gern bei der Lösungsfindung, 
aber Stations Schließungen und En-
tlassungen sind keine akzeptablen 
Wege.

Herzlichen Dank für das offene 
Gespräch.

Umziehzeiten 2.0
Vor ca. einem Jahr wurde durch 
die ver.di Vertrauensleute auf zwei 
Flugblättern gefordert, die in der 
zum 31.12.2019 gekündigten  
Betriebsvereinbarung (BV) “Zukunft 
LHT” von 1999 vorhandene  
Regelung des Anstempelns in  
Arbeitskleidung unter dem Aspekt 
der Trageerwartung bzw. Pflicht 
neu zu regeln. 

Durch die Corona bedingten Krisen- 
verhandlungen auf betrieblicher 
und tariflicher Ebene im letzten Jahr 
ist das Thema wieder untergetaucht, 
aber nicht vergessen worden.

Im Moment werden für viele Kol-
leg*innen immer mehr Möglich-
keiten geschaffen, im häuslich 
geschützten Bereich zu arbeiten. 
Das ist im Rahmen des Infektions-
schutzes auch vernünftig, nur gibt 
es weiterhin sehr viele Kolleg*in-
nen, die vor Ort in den Werkhallen 
arbeiten. Mechanische Tätigkeiten 

kann man nun mal nicht nach 
Hause verlagern. Daher sollte man 
dringend, auch im Hinblick auf den 
Gesundheitsschutz, für den produk-
tiven Bereich weitere Möglichkeiten 
der Entzerrung schaffen. Durch die 
Kurzarbeit ist in vielen Abteilungen 
bereits eine Situation entstanden, in 
der die Kolleg*innen sich im Um-
kleideraum nicht mehr so sehr auf 
den Füßen stehen, trotzdem besteht 
hier weiterer Optimierungsbedarf.

Des Weiteren gibt es auch Be- 
reiche, die in Vollzeit arbeiten 
(bspw. T/EP25 und T/ZO) bzw. 
Bereiche, in denen durch eine 
mittlerweile wieder erhöhte Ein-
lastung und damit erhöhte An-
wesenheitsquote, die temporäre 
Einführung von Schicht nötig war 
(bspw. T/CE). Hier kommt es immer 
wieder zu Situationen, bei denen 
sehr viele Kolleg*innen auf einmal 
in den Umkleide- oder Pausen- 
räumen zusammentreffen.

Für die anwesenden produktiven 
Kolleg*innen wäre es daher eine 
große Erleichterung, wenn man 
endlich die Regelungen, die durch 
das BAG Urteil vom April 2018 
vorgegeben wurden “Umziehzeit 
ist Arbeitszeit!”, umsetzen würde.
 
Weiterhin sehen wir es durch die 
zur Zeit äußerst eingeschränk-
ten Pausenraum- und Kantinen 
Kapazitäten als notwendig an, die 
Verpflichtung des Stempelns der 
Pausen für die Dauer der Krisen- 
vereinbarungen auszusetzen. 

Daher hier der Appell an die  
Geschäftsleitung und den  
Betriebsrat, diese Regelungen 
umgehend zu überarbeiten bzw. 
auszusetzen um eine deutliche 
Entspannung für die Kolleg*innen 
vor Ort zu erreichen.



Arbeitszeitverkürzung? Los geht’s!
Schon sehr lange vor der Pandemie 
haben Gewerkschaften angefangen 
über Arbeitszeitverkürzungen zu 
diskutieren. Je nach Krise und 
wirtschaftlicher Lage finden solche 
Diskussionen auch in der Politik 
und in Arbeitgeberverbänden statt. 
Vor der Pandemie (also im ewigen 
wirtschaftlichem Wachstum) gab 
es mehrfach Angriffe auf den  
8-Stunden-Tag, als neue Entwürfe 
die im Bundestag vorlagen oder als 
“Experimentierräume” die im Koa- 
litionsvertrag vereinbart wurden. 
Sie alle wollten den Achtstundentag 
auf 10 Stunden ausdehnen und 
die Ruhezeiten kürzen. Das wäre  
angeblich zeitgemäß.

Mit der Pandemie und der 
wirtschaftlichen Krise gehen die 
Ideen zum Thema Arbeitszeit nicht 
aus. Ob nun länger oder kürzer, 
da kommt es wohl einfach auf die 
Branche und auf die Krise an. So war 
es schon fast nicht mehr verwunder-
lich, dass unser Arbeitgeber im letz-
ten Jahr auch mit einer Forderung 
nach Arbeitszeitverkürzung in der 
Tür stand. Ohne Lohnausgleich, 
versteht sich. 30 Std/Woche, also 
eine Lohnkürzung von 20%.

Es wird Zeit, dass wir uns unter- 
halten. Was haben wir für Ideen? 
Was brauchen wir und wie bekom-
men wir es? Um das herauszufin- 
den, werfen wir kurz einen Blick auf 
die über 100 Jahre alte Geschichte 
des Achtstundentages.

Kurzer Überblick über die  
Geschichte der Arbeitszeit- 
verkürzung

Der Kampf um die Dauer und 
Einteilung der Arbeitszeit ist seit 
der Entstehung der Arbeiter*in-
nenbewegung eines ihrer Grund- 
elemente. Neben dem Lohnkampf 
war der Kampf um die Arbeitszeit 
auch immer ein zentraler Interessens- 
konflikt zwischen Unternehmern  
und Arbeitnehmer*innen. 

Die Forderung nach Arbeitszeit- 
verkürzung ist also so alt wie die 
Gewerkschaftsbewegung selbst.

Der 1. Mai wurde Ende des 19. 
Jahrhunderts als Kampftag für den 
Achtstundentag weltweit orga- 
nisiert. Der Kampf gegen die uner-
träglichen Arbeitsbedingungen, wo 
Arbeitszeiten von 12 bis 16 Stunden 
täglich die Regel waren, stellte eine 
erste Hauptaufgabe der Arbeiter*in-
nenbewegung dar. Fast ein halbes 
Jahr mussten Arbeiter*innen dafür 
streiken, was dann am 1. Januar 
1919 endlich Realität wurde. 
Der Achtstundentag. Bei vollem 
Lohnausgleich.

Die Forderung an sich gab es schon 
viel länger. 8 Stunden arbeiten, 8 
Stunden Freizeit und 8 Stunden 
schlafen forderte Robert Owen um 
1833. Die gesetzliche Einführung 
des Achtstundentages forderte 
1866 die internationale Arbeiter 
Assoziation (unter Mitwirkung von 
Karl Marx und Friedrich Engels). Die 
SPD nahm die Forderung drei Jahre 
später in das Eisenacher Programm 
auf. 1889 schloss sich die zweite 
Internationale an und machte den 
Achtstundentag zum Hauptinhalt 
der Demonstrationen der Arbeiter-
Innen am 1. Mai. Was dann 1919 
beschlossen wurde, war schon bald 
wieder in Frage gestellt. 1923 be- 
schloss die Regierung auf Druck der 
Arbeitgeber eine neue Arbeitszeit-
verordnung – mit weitgehenden 
Ausnahmen vom Achtstundentag. 
Und davon machten die Arbeit-
geber reichlich Gebrauch. Dann 
übernahmen die Nationalsozialisten 
die Macht und die hatten nun 
wirklich keine Verwendung für einen 
Achtstundentag. Zusatzschichten 
wurden verordnet, um Deutsch-
land für den Zweiten Weltkrieg zu 
rüsten.

Nach der Kapitulation Deutschlands 
1945 setzte der Alliierte Kontrollrat 
die 48-Stunden-Woche wieder in 

Kraft. In den fünfziger Jahren aber, 
als die Wirtschaft boomte und die 
Unternehmensgewinne in die Höhe 
schnellten, forderten Gewerk- 
schaften einen angemessenen  
Anteil am Aufschwung. In Form von 
ordentlichen Lohnerhöhungen und 
Arbeitszeitverkürzungen. Mitte der 
50er Jahre forderten die Gewerk-
schaften den arbeitsfreien Samstag 
und 1960 vereinbarten Arbeitgeber 
und Gewerkschaften den Einstieg 
in die Fünf-Tage-Woche. „Der ei-
gentliche Knüller neben der Verkür- 
zung der Wochenarbeitszeit ist 
dann ja die Verlängerung der Jahres- 
urlaubszeit“, sagt der Historiker 
Michael Schneider: „1950 war ein 
Jahresurlaub von ungefähr zwei 
Wochen in der Industrie üblich. 
Und 1975 schon fünf Wochen. Also 
wenn wir über die Verkürzung der 
Arbeitszeit reden, sollten wir nicht 
nur über die Wochenarbeitszeit, 
sondern eben auch über die Jahres- 
arbeitszeit reden.“ 

In den 70er- und 80er-Jahren kam, 
angesichts wachsender Arbeits- 
losigkeit, ein neuer Aspekt dazu: 
Die Verteilung der Arbeit auf mehr 
Schultern. 1984 schaffte die IG 
Metall nach sieben Wochen Streik 
den Durchbruch: Die Arbeits- 
zeit sank schrittweise zunächst 
auf 37 Stunden, 1995 dann auf 
35 Stunden in der westdeutschen 
Metallindustrie. Der Versuch, die 
35-Stunden-Woche auch in Ost-
deutschland einzuführen, scheiterte 
2001 allerdings.

In den darauffolgenden Jahren 
wurde es ziemlich still um das Thema 
Arbeitszeit. Und das bezahlen wir 
heute schon teuer. Denn nur weil 
das Thema nicht mehr ganz oben 
auf der Agenda der Gewerkschaften 
stand, hat es sich trotzdem weiter be-
wegt, allerdings in die falsche Rich-
tung. Arbeitszeitverkürzung ohne 
Lohnausgleich hat sich etabliert. 
In Teilzeitverträgen ohne jeden 
Lohnausgleich und in allen mögli-



chen Formen prekärer Arbeit, die sich 
außerhalb jedes tarifpolitischen Ein-
flusses befinden. Zusätzlich haben 
wir es weit verbreitet mit entgrenz-
ten und verlängerten Arbeitszeiten 
zu tun. Darauf reagierten ver.di- 
Aktive mit einem Aufruf, die 
Forderung nach kürzeren Arbeits- 
zeiten wieder auf das tarifpolitische 
Tableau zu bringen: Die ver.di- 
Jugend hatte bereits 2007 beschlos-
sen: „Die Verkürzung der Wochen- 
arbeitszeit auf 30 Stunden in einem 
Schritt und bei vollem Lohnaus- 
gleich wird zum vorrangigen Ziel 
aller zukünftigen Tarifauseinander- 
setzungen.“ Mit der Finanzkrise 
ist die Diskussion um Arbeitszeit- 
verkürzung  wieder stärker Teil der 
Tarifkämpfe geworden. 

2018 hat z.B. die EVG (Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft) ein 
„tarifliches Zusatzgeld“ verhandelt, 
welches den Beschäftigten die Wahl 
lässt zwischen Geld und Freizeit. 

In der Krise

Im Corona Jahr 2020 hat die Debatte 
um Arbeitszeitverkürzung für Be- 
schäftigungssicherung  wieder Fahrt 
aufgenommen. Aber hier heißt es: 
aufgepasst. Denn die Arbeitgeber-
seite ist natürlich nicht dazu be- 
reit, einfach etwas abzugeben. 
Auch nicht wenn es wirtschaftlich 
Sinn ergibt und für Beschäftigungs-
sicherung sorgt. Von einer langfris- 
tigen Arbeitszeitverkürzung wollen 
die Arbeitgeberverbände erst recht 
nichts wissen. Schließlich geht es 
nur um eine Krisenlösung, die Arbeit 
wird wieder mehr werden. Auch 
die Politik, beispielsweise Arbeits- 
minister Heil, sucht nach Krisen- 
lösungen und findet Arbeitszeit- 
verkürzung sei eine tolle Idee.  
Allerdings spricht auch Heil von nur 
einem Teillohnausgleich. Die Arbeit- 
nehmer*innen sollen also mitbe-
zahlen. Warum und wovon sie 
dies tun sollen, darüber hält er sich  
bedeckt.

Und so muss die Forderung um  
Arbeitszeitverkürzung immer voll- 

ständig und gewissenhaft formu-
liert werden: Arbeitszeitverkür- 
zung bei vollem Lohnausgleich und  
vollem Personalausgleich, bzw. nur 
Lohnausgleich wenn es als Instru-
ment zur Beschäftigungssicherung 
dient.

Diese Forderung ist berechtigt und 
auch sinnvoll. Zum Thema Arbeits- 
zeitverlängerung schreibt ver.di: 
„Arbeitszeitverlängerung gefährdet 
Arbeitsplätze, verschärft soziale Un- 
gleichheit, gefährdet die Gesund-
heit, ist familien- und partnerschafts- 
feindlich, beeinträchtigt das Ziel des 
lebenslangen Lernens, verhindert 
ehrenamtliches Engagement, führt 
zum Rollback in der Geschlech-
tergerechtigkeit und trägt nicht 
zu humanen Arbeitsbedingungen 
bei. Arbeitszeitverlängerung ist aus 

volkswirtschaftlicher und arbeits- 
marktpolitischer Sicht falsch. Arbeit- 
gebern, neoliberalen Politikern und 
einem Teil der Wirtschaftsforsch- 
ungsinstitute geht es dabei im Kern 
um Lohnkürzungen. Sie trauen sich 
jedoch nicht, dies offen zu verlangen, 
denn sie wissen, dass Beschäftigte 
sich eher gegen offen geforderte 
Lohnkürzungen wehren als gegen 
unbezahlte Verlängerung ihrer  
Arbeitszeit.“

Wie sieht es denn bei  
der LHT aus?

Bei der Lufthansa Technik kannten 
wir bisher nur die Forderungen nach 
Arbeitszeitverlängerungen. In den 
letzten Jahren ist der Konzern durch 
berauschende Gewinne und max-

imales Wachstum aufgefallen. An 
diesen Gewinnen wurden wir kaum 
merklich beteiligt. Ganz im Gegen-
teil, die Forderung nach Arbeitszeit-
verlängerungen kam immer wieder 
auf den Tisch. Für alle PDs der 
Lufthansa Technik in regelmäßigen 
Abständen. Entweder in Vergütungs- 
tarifverhandlungen (wie 2013 die 
Forderung nach einer 38,5 Std/
Woche) oder gerne auch mal  
direkt umgesetzt, durch einen be-
fristeten Arbeitszeitkorridor von 39 
Std/Woche. Bei solchen befristeten  
Arbeitszeitkorridoren sorgte der 
Manteltarifvertrag zumindest im-
mer für einen Lohnausgleich. Die 
Forderungen nach Arbeitszeiter-
höhungen in den Tarifrunden hin- 
gegen konnten jahrelang von uns 
abgewehrt werden. Bis zum Jahr 
von Challenge bei der PD ENG 
(Triebwerksüberholung). Bei PD 
ENG hat man es, mit Erpressung und  
Drohungen geschafft, den Mit- 
arbeiter*innen dieser PD  
eine Beschäftigungssicherung durch 
Arbeitszeitverlängerung aufzudrü- 
cken. 

Arbeitszeitverlängerung ohne Lohn- 
ausgleich für Beschäftigungs- 
sicherung. Was für ein Paradoxon. 
Es ging dem Arbeitgeber natürlich 
weniger um Beschäftigungs- 
sicherung als um die Lohn- 
kürzungen. Aber wie allgemein 
bekannt, ist diese Rechnung weder 
wirtschaftlich gewesen noch aufge-
gangen. Den Beweis lieferten dann 
die Zahlen aus dieser PD in den Folge- 
jahren bis kurz vor Corona:  
verbuchte Produktivität am Trieb- 
werk schlechter als mit einer 37,5 Std 
-Woche. Ihr kennt die Geschichte. 
 
Im letzten Jahr kam der Arbeitgeber 
dann zum ersten Mal auch mit einer 
Forderung der Arbeitszeitverkür- 
zung um die Ecke und hat sie der 
Gewerkschaft auf den Tisch gelegt. 
Für das Jahr 2022 wollte man gerne 
die Arbeitszeit ordentlich runter-
drehen, auf 30 Std/Woche. Klingt 
erstmal gut. Aber so gut meint es 
unser Arbeitgeber natürlich nicht 
mit uns. Die 30 Std/Woche hätte 



man gerne ohne Lohnausgleich. 
Ganz nach dem Motto, wir nehmen 
die Gewinne und ihr zahlt die Krise. 
Ver.di konnte diese Forderung 2020 
abwehren.

Gut. Also erstmal Luft holen und 
gucken: wo stehen wir jetzt? 
Wir müssen damit rechnen, dass  
unser Arbeitgeber weiterhin eine 30  
Stundenwoche ohne Lohnausgleich 
für das Jahr 2022 und weitere Jahre 
durchsetzen will.
 
Die Diskussion um eine Neuvertei- 
lung der Arbeitszeit und auch um 
eine Neuverteilung der Arbeit ist 
richtig. Sie beinhaltet auch immer 
einen weiteren wichtigen Aspekt, 
neben mehr Freizeit und besseren 
Arbeitsbedingungen, nämlich Be- 
schäftigungssicherung. Die Diskus-
sion um Arbeitszeitverkürzung ist 
also auch immer eine solidarische  
Diskussion. Bei der Lufthansa Technik 
haben wir im Moment eine absurde 
Situation von teilweise Vollbeschäf-
tigung bei der PD VIP, bis zu fast 
100% Kurzarbeit bei Teilen der PD 
ENG. Natürlich müssen wir über 
eine Neuverteilung von Arbeitszeit 
reden. Die Situation der Kurzarbeit 
wird sich aber auch stetig ver- 
ändern. Nur in welchem Tempo dies 
geschieht, ist schwer vorhersehbar. 
Hinzu kommt, dass wir aus den 
Erfahrungen der KollegInnen bei 
z.B. PD Fleet Services oder auch PD 
COM gelernt haben, dass Lufthansa 
Technik strukturell schlecht auf-
gestellt ist und so unglaublich viel 
Geld verprasst. Entweder durch 
wahnsinnige Overhead Kosten (PD 
Fleet Services HAM) oder wie bei 
der PD COM durch schlechte logis-
tische Strukturen zur schnellen und 
kostengünstigen Kundenbetreuung. 
Dieses sind nur zwei Beispiele von 
vielen. Falls es irgendwann noch-
mal darum gehen sollte Geld einzu- 
sparen, darf man sich das gern in 
Erinnerung rufen, bevor man der 
Belegschaft mit Lohnkürzungen 
droht. 

Aber dies nur am Rande. Zurück 
zu unserem Thema der Arbeits- 

zeitverkürzung. Wenn wir auf die 
Lufthansa Technik blicken und auf 
die unterschiedlichen Auslastungen 
von PDs in der aktuellen Corona  
Situation, ist es da sinvoll bestimm- 
ten Gruppen oder Abtei- 
lungen Arbeitszeitverkürzung auf 
freiwilliger Basis anzubieten?  
Die Antwort ist: nein.

Enzo Weber vom Institut für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung (IAB) 
hat diese Forderung formuliert: 
„Wer eine 4-Tage-Woche haben 
will, sollte diese Möglichkeit auch 
bekommen. Eine Reduzierung der 
Arbeitszeit dürfe nicht dazu führen, 
dass Arbeitnehmer deswegen in ihrer 
Karriere gebremst würden“ (Anm. 
d. Red.: Er redet hier von einem 
Teilzeitvertrag ohne Lohnausgleich). 

Viele von unseren Kolleg*innen müs-
sen jetzt schon ohne Lohnausgleich 
in Teilzeit arbeiten. Meistens Frauen, 
Alleinerziehende oder Menschen 
die zuhause Pflegearbeit leisten. 
Wenn eine Karriere weiterhin 
davon abhängt, ob jemand Vollzeit 
oder Teilzeit arbeiten kann, wird es 
auch zukünftig keine Gleichstellung 
geben. Eine Arbeitszeitverkürzung 
muss also für alle gelten. Nur das ist 
gerecht.

Ist es Sinnvoll, aus Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes in der 
aktuellen Situation einer Arbeits- 
zeitverkürzung ohne Lohnausgleich 
zuzustimmen? Die Antwort ist auch 
hier: nein.

Der Druck auf uns und auf alle Arbeit- 
nehmer*innen angesichts der im-
mer noch bestehenden Pandemie, 
ist hoch und wir sind dadurch oft  
bereit, aus Angst vor Arbeits- 
platzverlust persönliche Zeit unent- 
geltlich dem Arbeitgeber zu überlas-
sen. Doch die Erfahrungen zeigen, 
dass die Überlassung von Lohn und 
freier Arbeitszeit keine Arbeits- 
plätze retten können oder sollen. 

Wir haben dies im Konzern bei der 
LSG selbst miterlebt. Außerdem 
kann sich niemand von uns eine 

Lohnkürzung leisten, sie darf insbe-
sondere in der Pandemie kein Mittel 
zum Zweck des Unternehmens 
werden. Wir alle haben finanzielle 
Verpflichtungen, die auch während 
einer Pandemie bestehen bleiben.

Wir müssen also die tariflichen  
Arbeitszeiten und tariflichen Löhne 
verteidigen und längerfristig für 
kürzere Arbeitszeiten eintreten, 
wenn wir einer weiteren Verschär-
fung sozialer Ungleichheit entge-
gentreten wollen. 

Wirtschaftlich gibt es weltweit 
gute Erfahrungen mit Arbeits- 
zeitverkürzung bei vollem 
Lohnausgleich für beide Seiten. 
Auch wenn die Arbeitszeitver- 
kürzung mit Lohnausgleich erstmal 
ein Kostenpunkt für den Arbeitgeber 
sein wird, hat sich dies langfristig 
nicht bestätigt.

Dieser Artikel soll die Diskussion um 
Arbeitszeitverkürzung lostreten. Er 
ist ein Anstoß, weil es dringend Zeit 
wird, eine solidarische und selbst-
bewusste Diskussion zu führen.  
Besonders letzteres erfordert es, 
dass diese Diskussion möglichst 
weitab von irgendwelchen Verhand- 
lungen stattfindet. Klar, dieser Zug 
ist abgefahren, aber zumindest im 
Moment sind wir in der Situation 
nicht am Verhandlungstisch zu  
sitzen. 

Diese Diskussion darf nicht am Ver-
handlungstisch geführt werden! 
Sie muss in der Belegschaft geführt 
werden. 

Nur wir können unsere Ziele und 
Forderungen formulieren, denn 
wir müssen sie auch zusammen 
durchsetzen. 

Eines dürfte klar sein, wenn man 
nochmal ein Auge auf die, hier 
doch recht gestraffte, Geschichte 
der Arbeitszeitverkürzung wirft:
 
Niemand wird sie uns schenken!



Zivile Seenotrettug - Ein Interview
Wir haben mit dem Kapitän 
und Seenotretter Dariush 
Beigui über sein Engagement 
und die Lage von Geflüchteten  
gesprochen. 

Du bist ver.di Kollege bei uns 
im Fachbereich Verkehr. Was 
machst du denn da beruflich 
genau eigentlich?

Ich bin Binnenschiffer, ich habe 
1999 Hafenschiffer gelernt, hier in 
Hamburg bei der HADAG und fahr 
seitdem Schiffe für unterschiedliche 
Firmen, da ich nicht so sesshaft war 
und immer mal wieder was Neues 
kennen lernen wollte. Jetzt fahr ich 
Diesel hier im Hafen und beliefere 
kleinere Seeschiffe mit Treibstoff.

Du bist also immer auf dem Was-
ser, beruflich auf der Elbe und 
im Urlaub auf dem Mittelmeer. 
Dort aber anders als die meisten 
im Urlaub und deswegen haben 
wir uns auch mit dir getroffen. 
Du rettest dort Menschen im 
Mittelmeer.

Genau, das habe ich ein paar Jahre 
gemacht. Im Moment darf ich das 
nicht bzw. habe ich den anwalt-
lichen Rat dies nicht mehr zu tun, 
aber 2016 bis 2018 habe ich mein-
en Urlaub bzw. meine Freizeit auf 
dem zentralen Mittelmeer verbracht 
und versucht, so viele Menschen 

wie möglich zu retten die in Seenot 
waren auf ihren kleinen Schlauch- 
und Holzbooten.

Was ist passiert, dass du das jetzt 
nicht mehr machen darfst bzw. 
dein Anwalt dir davon abrät?

Das ist eigentlich eine sehr lange 
Geschichte. Die Kurzform ist, dass 
in Italien gegen mich ermittelt wird 
wegen Beihilfe zur illegalen Einreise 
und mein Anwalt hat mich gebe-
ten, ich möge doch nicht bei einer 
Rettungsaktion auf die italienische 
Küstenwache treffen, während es 
nicht klar ist, ob es zum Verfahren 
kommt oder nicht und erst recht 
nicht wenn es zum Verfahren kom-
mt. D.h. bis zum Verfahrensende 
oder Einstellung des Prozesses soll 
ich das nicht machen. Die lange 
Version ist das, initiiert von einer 
rechten Verbindung, Matteo Salvini 
(Anmerk. ital. Innenminister mit 
rechtspopulistischem Hintergrund) 
ermittelt hat gegen verschiedene 
NGOs (Anmerkung: NGO - non 
government organisation - Zivile, 
nichtstaatliche Organisation) und 
versucht hat, Beweise zu finden, 
dass diese NGOs mit Schmugglern 
zusammenarbeiten bzw. selber 
Schmuggler sind. Im besonderen 
Visier war dabei die Juventa, wes-
wegen dieses Schiff im Jahr 2017 
beschlagnahmt wurde. Später ha-
ben wir erfahren, dass gegen 10 
ehemalige Crewmitglieder der 
Juventa ermittelt wird und einer 
davon bin ich.

Das heißt Beihilfe zur illegalen 
Einreise bedeutet Menschen zu 
retten ist OK aber man darf sie 
dann nirgendwo hinbringen?

Nur zum Teil, wir waren nur der Erst- 
kontakt sozusagen. Wenn wir ein 
Holz- oder Schlauchboot gesehen 
haben oder uns die Position durch-
gegeben wurde, sind wir dahin ge-
fahren und haben die Menschen 
an Bord genommen und dann zu 

einem größeren Schiff gebracht, 
weil die Juventa gar nicht dafür 
ausgelegt ist, Menschen über so 
lange Distanzen zur italienischen 
Küste zu transportieren. Das waren 
dann Kriegsschiffe, Schiffe der ita- 
lienischen Küstenwache, Handels- 
schiffe oder größere NGO Schiffe, 
die die Menschen dann nach Euro-
pa gebracht haben. Die italienische 
Staatsanwaltschaft aus Trapani sagt 
aber, dass wir im Endeffekt mit den 
Schleppern zusammengearbeitet 
haben, dass die Menschen gar nicht 
in Seenot waren, dass das verabre-
dete Treffen auf dem Meer gewe-
sen sein sollen. Und obwohl wir die 
Menschen gar nicht nach Europa 
gebracht haben sagen sie, dass wir 
ein Teil einer Schmuggler Kette sind.

Wie kann es rechtlich überhaupt 
sein, dass sich die Frage stellt 
ob es legal ist Menschen zu 
retten oder nicht? Wir leben ja 
schließlich in der EU.

Ja, wobei wir auf dem zentralen 
Mittelmeer in internationalen 
Gewässern sind und da hat keine 
Regierung einen Einfluss. Es gibt 
aber internationale Übereinkom-
men nach denen es völlig klar ist, 
dass Menschen, die in Seenot sind, 
gerettet werden und es ist auch 
klar, dass Menschen, die aus einem 
Land fliehen, wo ihnen Folter, Hun-
ger, Tod oder eine sonstige Verfol-
gung droht, nicht wieder zurück ge- 
bracht werden dürfen in dieses 
Land. Also es wäre illegal, wenn ich 
diese Menschen wieder zurück nach 
Libyen bringe, es wäre sogar illegal,  
wenn ich sie zu einem anderen nord- 
afrikanischen Staat bringe, weil 
auch das keine sicheren Häfen sind, 
nach internationalen Flüchtlings- 
konventionen wo es z.B. gegeben 
sein muss, dass der Mensch die 
Möglichkeit hat in dem Land Asyl 
zu beantragen, was in den meisten 
Nordafrikanischen Ländern nicht 
gegeben ist. Natürlich haben wir 
nichts Illegales gemacht, es wäre  

Foto: Taro Tatura



illegal gewesen, den Menschen 
nicht zu helfen. 

Würdest du sagen, dass es ge-
nerell ein Versagen der EU ist, 
dass es solche privaten See- 
notretter wie euch überhaupt 
geben muss?

Jein. Also es ist definitiv ein Versagen, 
bzw. ganz klar gewollt von der EU, 
dass sich Menschen in Lebens- 
gefahr begeben müssen um nach 
Europa zu kommen, anstatt sicher 
nach Europa zu gelangen, um Asyl 
beantragen zu können, wie es ihnen 
eigentlich zusteht. Generell finde 
ich eine zivile Organisation zur 
Seenotrettung nicht schlimm, auf 
der Nordsee ist zum Beispiel der 
Deutsche Verein zur Rettung Schiff-
brüchiger, als privater Verein aktiv. 
Schlimm ist, dass solche Vereine 
nicht subventioniert und sogar krimi- 
nalisiert werden. Genauso schlimm 
ist es, wenn es nicht genug zivile 
Seenotrettung gibt, es entspre-
chend keine vermehrte Staatliche 
Seenotrettung als Ausgleich gibt. 
Aber ganz generell ist es schlimm, 
dass täglich Menschen sterben 
auf dem zentralen Mittelmeer und 
das wissentlich von europäischen  
Politikern.

Du sagtest ihr seid jetzt  
angeklagt in Italien, was erwar-
tet euch da?

Noch sind wir nicht angeklagt, noch 
wird nur ermittelt und es ist noch 
nur ein Ermittlungsverfahren. Wir 
hoffen, dass es sich Ende diesen 
Jahres endgültig klärt, ob diese 
Ermittlungen zu einem Verfahren 
führen werden, oder dass sie dazu 
führen dass die italienische Staats- 
anwaltschaft einsieht dass wir 
Recht haben, wir wissen das ja. 
Wenn es zu einem Prozess kommt 
erwartet unser Anwalt, dass dieser 
mindestens 3 Jahre geht, da sowas 
in Italien immer etwas länger dauert 
und dann kann das im schlimmsten 
Fall 20 Jahre Gefängnis und eine 
Millionen hohe Geldstrafe für uns 
10 bedeuten.

Erwartet ihr einen politischen 
Prozess oder sind die Gesetze in 
Italien einfach wie sie sind? Und 
inwieweit steht das in Zusam-
menhang mit dem Rechtsruck in 
Italien unter Salvini usw.? 

Der Kampf gegen die NGOs war 
im Wahlkampf von Matteo Salvini 
ein ganz großes Thema und ist es in 
seinem politischen Handeln immer 
noch. Inzwischen ist Salvini nicht 
mehr in der Regierung, aber die 
Situation hat sich nicht verbessert. 
Schiffe werden unter fadenschei- 
nigen Gründen am Auslaufen ge-
hindert. Bei zwei Schiffen ist die 
Begründung, sie hätten zu viele  
Rettungswesten an Bord. Das lass 
ich so mal stehen und wirken. Auch 
die Ermittlungen gegen uns sind 
nicht fallen gelassen worden und 
wenn es zu einem Prozess kommt, 
wird das selbstverständlich ein 
politischer Prozess. Es gibt das  
Gesetz zur Beihilfe bei der illegalen 
Einreise in Italien, aber dagegen 
haben wir einfach nicht verstoßen. 
Das Ganze ist, wie der gesamte 
Kampf gegen die NGOs, sowie  
Repressionen gegen NGOs und 
Menschen, die sich mit Geflüchteten 
solidarisch zeigen, immer politisch 
motiviert. 

Rechte Regierungen haben ja 
historisch belegbar immer auch 
Verschlechterungen für Arbeiter- 
*innen mit sich gebracht. Auch 
für Gewerkschaften gab es Ver- 
schlechterungen von Zerschla-
gung, Verbot bis zur Verfolgung. 
Wir haben ja auch Anfangs 
erwähnt, dass du ver.di Mit-
glied bist, was bedeutet für 
dich persönlich gewerkschaft- 
liche Organisierung?

Also ehrlich gesagt habe ich gerade 
nicht wirklich Zeit für gewerk-
schaftliche Arbeit, dieses ganze 
Menschenleben retten und Prozess  
vorbereiten ist ein sehr zeitraubendes 
Hobby. Generell sind Gewerk-
schaften sehr gut für Menschen die 
in Firmen arbeiten, wo schlimme  
Arbeitsverhältnisse herrschen,  

Betriebsräte usw. verboten werden 
und die so Hilfe erhalten. Für die ist 
es sehr gut, dass es Gewerkschaften 
gibt und sie somit Rechtsberatung 
und Unterstützung erhalten. Ich 
hatte bisher Glück in Firmen zu  
arbeiten, bei denen ich keine solche 
Hilfe brauchte. Für die Schwachen 
ist es auf jeden Fall immer gut, dass 
es sowas wie Gewerkschaften gibt. 
Für die Starken ist es auch gut, 
die können dann den Schwachen 
helfen. Und wenn die Gewerk-
schaft ihr Potenzial nutzt, um  
Leute zu politisieren und auf 
politische Themen aufmerksam zu 
machen, ist das natürlich ne gute 
Sache.

Um noch mal den Bezug zum 
illegalen Grenzübertritt herzu- 
stellen, aus der ehemaligen DDR 
sind auch viele Menschen über 
eine sehr stark gesicherte Gren-
ze geflohen und die Fluchthelfer 
aus der BRD wurden für ihre Un-
terstützung gefeiert. Inhaltlich 
ist das ja nicht wirklich etwas 
Anderes als das was ihr macht.

Ja, aber das ist ja ganz generell, 
dass Menschen Flucht immer unter 
dem Aspekt empathisch bewerten, 
wer vor was flieht. Ich find das im-
mer sehr seltsam, dass gerade in 
Deutschland, wo Aussagen zur DDR 
kommen wie z.B. “Wie konntet ihr 
das da nur aushalten?” und man 
halt nicht in alle Richtungen Urlaub 
machen konnte und eben nicht ne 
Jeans oder nur eine Sorte Schwarz-
brot kaufen konnte, gerade mal 
10% Empathie für die Menschen, 
die in libyschen Lagern gefangen 
und gefoltert werden, aufgebracht 
werden, wie im Vergleich zu anderen 
sogenannten “Unrechtsstaaten”. 
Kann doch nicht nur damit zutun 
haben, dass es da Weiße waren 
die geflohen sind, die Proportionen 
sind da sehr ungleich verteilt, zu 
wie viel Mitleid haben die einen 
und wieviel Mitleid bekommen die 
anderen, verstehe ich wirklich nicht. 
Zwischen 1750 und 1850 sind ca. 
50 Mio Deutsche in die USA über-
gesiedelt. Das waren alles definitiv 



Wirtschaftsflüchtlinge, aber die 
werden nicht so genannt, im Ge-
genteil. Das sind dann Auswander-
er oder Pioniere und die werden für 
ihren Mut, hier wegzugehen und 
woanders eine neue Existenz aufzu-
bauen, bewundert. Das wird halt 
komplett anders bewertet, Migra-
tion gibt es seit es Menschen gibt. 
Die ersten Menschen sind irgend-
wann mal in Ghana glaub ich von 
den Bäumen heruntergekommen 
und dann wurde sich verteilt auf 
der Welt. Aber die Gesellschaft ist 
halt extrem unempathisch, wenn 
es um Menschen geht, die von 
anderen Kontinenten kommen. 
Natürlich gehört auch der Unwille 
dazu darüber nachzudenken, was 
man selber dazu beiträgt, dass die 
Menschen in anderen Ländern und 
Kontinenten leiden. Das ist halt im 
direkten Zusammenhang mit unser-
em Wohlstand. Wir könnten nie-
mals für 20 Euro unsere Jeans bei 
Netto kaufen, wenn nicht anders- 
wo jemand nur 20 Cent die Stunde 
bekommt, damit er sie zusammen 
näht oder dass die Meere vor Nord- 
afrika leergefischt sind, dadurch 
können wir hier immer noch jeden 
Tag halbwegs frischen Fisch es-
sen für nen schmalen Preis. Unser 
Wohlstand bedingt das Elend von 
dem Rest der Welt. Das wollen sich 
die meisten nicht bewusst machen 
oder darüber nachdenken, son-
dern lieber einmal im Jahr ein neues 
Handy oder einen neuen Fernseher 
holen und drauf scheißen, was das 
für den Rest der Welt bedeutet.
 
Was beschäftigt dich weiterhin, 
wenn du an die Flüchtlinge und 
ihre Unterstützer*innen denkst?

Zur Zeit muss ich eigentlich unun-
terbrochen an die Menschen in den 
Camps denken. Das abgebrannte 
Moria war das Bekannteste, aber 
überall in Europa und vor Europas 
Mauern sind Zehntausende in sol-
chen Horrorlagern. Es ist unfass-
bar, dass Menschen gezwungen 
werden, unter solchen Umstän-
den zu „leben“ - ich könnt allein 
darüber seitenlang schimpfen. Bitte 

informiert euch! Das ist für mich 
nochmal um einiges schlimmer, als 
die Kriminalisierung. Was ich daran 
bemerkenswert finde, sind die Ver-
fahren gegen die Unterstützer*in-
nen. Es gab hunderte Verfahren 
und Verurteilungen wegen soge-
nannter Solidaritätsverbrechen. Das 
betrifft nicht nur die Seenotrettung, 
sondern z.B. in den Alpen sind auch 
Menschen unterwegs und schauen 
ob sich Menschen verlaufen haben 
und bringen Lebensmittel usw. Aber 
noch schlimmer ist, dass Geflüchtete 
selber kriminalisiert werden und 
zwar im Detail in Griechenland. 
Dort steht dann die Küstenwache 
bereit, wenn die Schiffe landen und 
schaut, wer das Schiff/Boot ges-
teuert hat und diese Person an der 
Pinne wird verhaftet und verurteilt. 
Die letzten 40 Prozesse, die be-
obachtet wurden, haben im Schnitt 
28 Minuten gedauert und die Men-
schen wurden im Schnitt zu 70 
Jahren Haft verurteilt, von denen sie 
mind. 20 Jahre absitzen und 14.000 
Euro pro Person, die sie auch nicht 
haben. Das sind der “Steuermann” 
und der “Navigator”. Das sind aber 
keine Schmuggler oder Schleuser, 
sondern sind selber Flüchtlinge, die 
für einen geringeren Preis auf die 
Reise gehen oder sie sind die letz-
ten Personen, die einsteigen. Ein 
Schmuggler/Schleuser würde sich 
nie diesen Gefahren aussetzen. 
Auch in Italien sind seit 2014 über 
1000 Flüchtlinge verurteilt worden, 
die teilweise immer noch im Ge-
fängnis sitzen und diese Kriminali- 
sierung wird teilweise selbst von 
solidarischen Kreisen noch nicht 
wirklich wahrgenommen. Carola 
Raketes 3 tägiger Hausarrest hat zu 
Recht zu einem Aufschrei geführt, 
aber dass andere Leute andauernd 
verurteilt werden und im Gefängnis 
 sitzen, darüber redet keiner. Das 
finde ich sehr wichtig. Und es ist 
nicht nur die Seenotrettung, die 
kriminalisiert wird, in den Alpen 
gibt es, wie schon angesprochen, 
eine zivile Bergrettung und viele 
weitere Menschen die Repressionen 
erleiden oder kriminalisiert werden, 
weil sie Menschen auf der Flucht 

helfen, ihnen Unterkunft, was zu 
essen oder zu trinken geben. Wir 
sind da in ganz schlimme Zeiten 
geschlittert und der Rechtsruck in 
Europa macht das natürlich nicht 
besser. Sollte jetzt die AFD in immer 
mehr Bundesländern an die Macht 
kommen oder gar mitregieren, wird 
das nicht besser. Das gilt es zu ver-
hindern, wehret den Anfängen, die 
leider schon um sind.

Was können unsere Kolleg*in-
nen tun, wenn sie euch und  
andere unterstützen wollen?

Zum einen die frohe Kunde verbrei- 
ten, dass wir keine Kriminellen sind. 
Folgt uns und anderen Gruppen auf 
den sozialen Medien und schreibt 
da Kommentare zur Unterstützung. 
Wenn die ersten 10 Kommentare 
unter einem Post von Seawatch in 
die Richtung gehen “Die verdienen 
sich da ihr Schleusergeld, Links 
Grün versiffte Hippies” dann geht 
auch die Diskussion in die Richtung. 
Wenn da aber was steht wie “Coole 
Leute, wo kann ich euch nen 
Kuchen hinschicken oder euch sonst 
wie helfen” ist die Diskussion ganz  
anders und spätere Leser be- 
kommen damit ein anderes Bild 
mit. Wichtig ist, die Leute sind 
schnell am Zweifeln und diese 
Zweifel müssen wir ihnen nehmen 
durch tolle Worte. Weiterhin kann 
man uns auch gern was Spenden, 
wir erwarten Prozesskosten von 
ca. 500.000 bis 1.000.000 Euro 
und daher ist der eine oder andere 
Euro auf unserem Spendenkonto 
auch nicht verkehrt. Viel dringender 
brauchen aber die Gruppen Sach- 
und Geldspenden, die versuchen 
die Menschen in den Lagern zu 
versorgen. Spendet Winterklamot-
ten, guckt auf den Seiten, was ge-
braucht wird, z.B. bei „wir packens 
an“. 

Vielen Dank Dariush für deine 
Zeit und deinen Einsatz!
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